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Fortsetzung auf Seite 2

Wenn wir am 14. Juni über die Vorlage be-
züglich Präimplantationsdiagnostik abstim-
men sollen, stehen wir vor einer komplexen 
Fragestellung. Konkret geht es um die Än-
derung von Art. 119 der Bundesverfassung, 
damit Gentests – die sogenannte Präimplan-
tationsdiagnostik (PID) – bei im Reagenzglas 
hergestellten Embryonen durchgeführt wer-
den dürfen. Die PID soll im Fortpflanzungs-
medizingesetz erlaubt werden. Der ursprüng-
liche Vorschlag des Bundesrates wollte die 
PID nur für jene Elternpaare zulassen, die 
um die Gefahr der Weitergabe einer schwe-
ren Erbkrankheit wissen. Um nicht von vorn-
herein auf die Erfüllung des Kinderwunsches 
verzichten zu müssen, soll die PID erlauben, 
eine mögliche Vererbung solcher Krankhei-
ten auszuschliessen. 

Der Vorgang als solcher wirft bereits eine 
Reihe ethischer Fragen auf. Mit der Neufor-
mulierung des Gesetzesartikels durch eine 
Parlamentsmehrheit stellen sich diese aber 
neu und in ganz anderer Brisanz. Jeder der 
künstlich erzeugten Embryonen soll auf Erb-
krankheiten und mittels «Preimplantation 
Genetic Screening» auf überzählige oder feh-
lende Chromosomen getestet werden können. 
Während der geltende Verfassungsartikel die 
In-Vitro-Fertilisation für so viele Embryonen 
zulässt, als der Frau «sofort eingepflanzt 
werden können», würde der geänderte Ver-
fassungsartikel die PID ermöglichen, wobei 
«so viele menschliche Eizellen ausserhalb 
des Körpers der Frau zu Embryonen entwik-
kelt werden [dürfen], als für die medizinisch 
unterstützte Fortpflanzung notwendig sind.» 

(BV Art. 119 Abs. 2c) Was heisst das? Wozu 
diese unklare Ausweitung und Abkoppelung 
von Frau und Schwangerschaft? Heute mag 
der Embryo noch geschützt sein, bevor er in 
die Gebärmutter eingepflanzt wird. Wie lange 
noch? Und was steht uns dann bevor?

Die Diskussion um Menschenzüchtung 
im Sinne genetischer Auswahl ist in un-
seren Medien bereits lanciert (vgl. «Nur 
das Beste für den Nachwuchs», Neue Zür-
cher Zeitung vom 17. April 2015). Eugenik 
nannte man das in den 1930er Jahren  – der 
Begriff weckt allerdings abstossende Erin-
nerungen an «Herrenmenschen»auswahl. 
Daher segelt die Diskussion um die «tech-
nologische» Verbesserung des Menschen 
heute unter dem Begriff «Transhumanis-
mus». Die Vorstellung ist in ihrer Essenz 
nichts anderes: Unter Berufung auf Ver-
nunft und Wissenschaft wird eine Verpflich-
tung auf Fortschritt abgeleitet, der auch eine 
«Ausweitung» der menschlichen Natur mit-
tels technologischen Mitteln hin zum «Post-
humanen» oder «Transhumanen» beinhalten 
soll. Aber: Wer will hier die Richtung an-
geben? Welche «Menschheit» soll hier an-
gestrebt werden? Wer definiert, was  «Fort-
schritt» wirklich ist? Wer masst sich an, 
eine solche künstliche «Evolution» zu be-
stimmen? Nebenbei: Um das geklonte Schaf 
«Dolly» ist es nach einem weltweiten Hype 
erstaunlich ruhig geworden. Bisher haben 
sich auch die Vorstellungen, mittels gen-
technisch entwickelter Verfahren sogenannte 
Gentherapien entwickeln zu können, trotz 
Milliardeninvestitionen nicht realisieren las-

sen. Und auch im Bereich des Human Brain 
Project bringen alle neuen Erkenntnisse 
vor allem das wachsende Bewusstsein mit 
sich, dass wir noch unendlich wenig wirk-
lich wissen und verstehen. Das bedeutet na-
türlich auch, dass wir vielleicht etwas «ma-
chen» können – die Folgen solcher Eingriffe 
in die Natur allerdings überblicken wir nicht 
(vgl. auch Kasten).

Bei aller Achtung vor den Möglichkeiten 
wissenschaftlicher Erkenntnisse und tech-
nischer  Entwicklungen gehören die Erzeu-
gung des Kosmos, unseres Planeten oder des 
Lebens und die «Gestaltung» der menschli-
chen Natur nicht zu den menschlichen Fä-
higkeiten und Aufgaben. Selbstverständ-
lich hat uns die medizinische Forschung 
zum Beispiel unendlich viele segensreiche 

Errungenschaften gebracht. Ohne sie wür-
den viele von uns, von unseren Nächsten 
oder Freunden und unzähliger Menschen 
auf der Welt nicht mehr leben oder nur mit 
viel schwereren Beeinträchtigungen, als das 
dank der heutigen Errungenschaften mög-
lich ist. Die Medizin hat uns das Leben er-
leichtert, ermöglicht Gesundung, wo frü-
her alles hoffnungslos schien, sie lindert 
Schmerzen und Leid, das sonst unerträglich 
wäre. Dafür sind wir alle sehr dankbar. Aber 
menschliches Leid, Krankheit oder Beein-
trächtigung der Lebensführung werden sich 
nie ganz ausschliessen lassen, sie sind Teil 
unseres Lebens und eine Aufgabe, der sich 
jeder früher oder später in irgendeiner Form 

Gedanken zur Präimplantationsdiagnostik
von Erika Vögeli

Gentechnik: «… bislang nichts therapeutisch Anwendbares …»

«Trotz enormer staatlicher und priva-
ter Investitionen in die Gentherapiefor-
schung und der Vergabe von Risikoka-
pital in Milliardenhöhe an unzählige 
Biotech-Startups ist bislang nichts thera-
peutisch Anwendbares entwickelt wor-
den.» (S. 32)

«Wo die proklamierte ‹genetische Re-
volution› bloss geblieben sei, fragt sich 
in einem Spiegel-Interview auch der Me-
dizinethiker und Philosoph Urban Wie-
sing. ‹Es gab […] Vorhersagen, dass in 15 
bis 20 Jahren die Medizin im Wesentli-
chen aus Gentherapie bestehen würde. 

Derzeit gibt es aber keine einzige mir 
bekannte Studie, die Gentherapie nah 
an der therapeutischen Nutz- und brei-
ten Einsetzbarkeit untersucht. Kurzum: 
Im Bereich der Genetik wurden ange-
sichts der neuen Entdeckungen Progno-
sen in die Welt gesetzt, die weit überzo-
gen waren.›» (S. 32)

«Man hat zwar keine Ahnung, wo 
man hinrennt, tut dies aber immer 
schneller.» (S. 34)

Felix Hasler. Neuromythologie.  
Bielefeld 2012

Sonderdruck zur Abstimmung vom 14. Juni

Zeit-Fragen: Warum 
hat der Nationalrat 
den Gesetzesentwurf, 
so wie ihn der Bun-
desrat vorgeschlagen 
hat, auch auf gesunde 
Paare ausgeweitet? 
Nationalrätin Streiff: 
Für viele Parlamen-
tarier gilt, dass alles, 
was machbar ist, 
auch richtig ist. Man 
ist medizinisch in der 

Lage, noch vieles abzuklären, so zum Bei-
spiel auch Chromosomenanomalien wie Tri-
somie 21. Also soll man sich laut Mehrheit 
des Parlamentes nicht nur auf Erbkrankhei-
ten beschränken, sondern auch weitere Un-
tersuchungen machen können. Dies führt 
uns auf eine schiefe Ebene. Es standen be-
reits die «Retterbabys» zur Diskussion, die 
viele im Nationalrat und im Ständerat am 
liebsten eingeführt hätten. Das ist für uns 
ein Weg in eine Richtung, den die Mensch-
heit nicht gehen sollte.

Was muss sich der Laie unter einem «Retter-
baby» vorstellen?
Das ist ein Embryo, der als genetisch kom-
patibler Spender von Stammzellen für ein 
erkranktes Geschwisterkind geeignet ist. 

Ein weiterer Aspekt ist die Frage der Diskri-
minierung. Was ist an dem Vorgehen mit der 
PID diskriminierend?
Die Diskriminierung liegt darin, dass festge-
legt wird, welches Leben lebenswert ist und 
welches nicht. Wer mit einer Behinderung 
lebt, die jetzt im Diagnoseverfahren ausge-
schlossen werden soll, hört implizit, dass man 
einen Menschen wie ihn nicht haben will. 
Das ist eine klare Diskriminierung diesen 

Behinderten gegenüber, die es heute schon 
gibt. 

Sie haben in der Pressekonferenz gesagt, das 
Ganze sei eigentlich keine politische Frage, 
sondern eine Frage der Ethik. Das ist doch 
absolut zutreffend.
Die Betrachtungsweise ist abhängig von unse-
rem Menschenbild. Wir entscheiden quasi dar-
über, welcher Mensch lebenswert ist und wel-
cher nicht. Verbirgt sich dahinter das Ziel, dass 
wir eine Gesellschaft ohne Krankheiten oder 
Behinderung wollen? Haben wir Platz in unse-
rer Gesellschaft auch für die Behinderten? Be-
trachten wir Menschen mit einer Behinderung 
als Bereicherung oder als Hindernis für uns 
alle? Das ist das Menschenbild, das wir haben. 
Dahinter steht eine ethische Auffassung, ver-
bunden auch mit einer religiösen Einstellung. 

Die Befürworter argumentieren immer mit 
einem Druck vom Ausland und dass die 
Schweiz sich hier anpassen muss. Wie sehen 
Sie das?
Für mich ist das ganz klar. Nicht alles, was 
machbar ist, müssen wir in die Tat umsetzen. 
Wir dürfen uns auch nicht jedem Druck von 
Ausland beugen, nur weil dort für diejenigen, 
die solche Verfahren in Anspruch nehmen 
wollen, mehr erlaubt ist. Die ganze Präimplan-
tationsdiagnostik ist für mich kein Fortschritt, 
sondern ein gefährlicher Schritt zurück. Wenn 
man in die Geschichte schaut, sehen wir, dass 
es eine gewisse Auslese bereits schon einmal 
gegeben hat. Wollen wir das?

Inwieweit ist hier der wirtschaftliche Aspekt 
von Bedeutung? 
Die Pharmaindustrie und die Forschung, 
das kann man nicht wegdiskutieren, haben 
ein grosses Interesse daran. Wenn man sich 
vorstellt, dass alle Paare, die sich künstlich 

befruchten lassen, diese Tests durchführen 
möchten, wird klar, wieviel Geld man damit 
machen kann. Hier sind auch wirtschaftliche 
Interessen vorhanden, das kann man nicht 
von der Hand weisen.

Wie könnte in der Bevölkerung über diese 
ethische Frage eine Auseinandersetzung ent-
stehen? 
Was geschieht, wenn wir den Schutz des Le-
bens nicht mehr als oberstes Gebot betrach-
ten? Über diese Frage müssen wir in der Ge-
sellschaft ernsthaft diskutieren. Wir müssen 
aufzeigen, welche Folgen es hat, wenn man 
das Leben nicht mehr schützt, sondern ent-
scheidet, welches Leben geschützt werden 
soll und welches nicht schützenswert ist. Das 
muss immer wieder thematisiert werden.

Was hätte das für Folgen, wenn der Schutz des 
Lebens nicht mehr als oberstes Prinzip gilt?

Es würde zu einer völligen Entsolidarisie-
rung gegenüber Menschen mit einer Behin-
derung führen. Diese Frage geht auch wei-
ter bis zur Auseinandersetzung über das 
Lebensende oder über schwere Krankhei-
ten. Wieviel darf uns der Mensch noch ko-
sten? Lohnt sich eine Begleitung bei einer 
schweren Krankheit noch? Dann sind wir 
schnell auch bei der Frage nach der akti-
ven Sterbehilfe. Wenn der Mensch den 
Eindruck hat, er sei eine Last und koste 
die Gesellschaft zu viel, dann ist eine Ent-
wicklung vollzogen, die sehr gefährlich für 
unsere Gesellschaft und das menschliche 
Leben ist. Das müssen wir mit einem Nein 
am 14. Juni verhindern.

Frau Nationalrätin Streiff, vielen Dank für 
das Gespräch. •

(Interview Thomas Kaiser)

«Den Schutz des Lebens als oberstes Gebot betrachten»
Interview mit Nationalrätin Marianne Streiff, EVP Bern

Marianne Streiff  
(Bild thk)

NEIN zur PID – keine Selektion  
zwischen wertvollem und minderwertigem Leben! 

«Das Parlament hat die bundesrätliche Vor-
lage massiv ausgeweitet. Es will die PID statt 
nur erb lich belasteten Eltern allen Paaren zu-
gänglich machen, die mittels künstlicher Be-
fruchtung ein Kind bekom men möchten. Damit 
werden alle Embryonen dem Selektionsverfah-
ren ‹lebenswert – lebensunwert› un terworfen. 
Über den Wert eines Menschen darf nicht im 
Labor entschieden werden!» 

Susanne Leutenegger Oberholzer,  
Nationalrätin SP BL(Bild zvg)
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thk. Am 31. März lud das Nationale Komi-
tee «Nein zur PID» zum Kampagnenauftakt 
nach Bern ins Pressezentrum des Bundeshau-
ses. Das Nationale Komitee «NEIN zur PID» 
sprach sich klar gegen die Einführung der Prä-
implantationsdiagnostik (PID) und die hier-
für notwendige Änderung der Verfassung am 
14. Juni aus. 

Auf dem Podium sassen Vertreter verschie-
dener Parteien. Hier ist der Schulterschluss 

von links bis rechts gelungen, wie National-
rätin Marianne Streiff von der EVP an der 
Pressekonferenz hervorhob. In ihren Augen 
ist es auch keine politische Frage, sondern 
eine Frage der Ethik. «Das Nationale Komitee 
setzt sich aus Vertretern der BDP, CVP, EVP, 
EDU, SP und SVP zusammen.» Anwesend 
waren an der Pressekonferenz die National-
rätinnen und Nationalräte Christine Bulliard-
Marbach (CVP), Christian Lohr (CVP), Ma-

rianne Streiff (EVP), Dominique de Buman 
(CVP) und Sylvia Flückiger-Bäni (SVP). Ma-
rianne Streiff wies darauf hin, dass mit der 
Verfassungsänderung des Artikels 119 mehr 
Embryonen entwickelt werden dürfen, als es 
zu einer In-Vitro-Fertilisation bräuchte. Das 
heisst, es werden mehr Embryonen erzeugt, 
als man für eine Schwangerschaft benötigt. 
Damit würde es überzählige Embryonen 
geben, deren Verwendung ungewiss ist. Man 
könne sie einfrieren oder zu Forschungs-
zwecke missbrauchen, so die Bedenken des 
Nein-Komitees.

Für Nationalrat Dominique de Buman ist 
die Erweiterung des Artikels 119 ein weiterer 
Schritt hin zu einer grenzenlosen Fortpflan-
zungsmedizin. Mit Blick auf die amerikani-
sche Praxis meinte er: «Ist die PID erst einmal 
erlaubt, ist es kein grosser Schritt mehr bis zur 
Zulassung von Designerkindern.» Dies könne 
zur Selektion nach Geschlecht, Haar und Au-
genfarbe sowie geistigen und körperlichen Ei-
genschaften führen. 

Nationalrätin Sylvia Flückiger-Bäni ist 
alarmiert: «Mit der geplanten Verfassungsän-
derung gibt es praktisch keinen Embryonen-

schutz mehr.» Mit dem Gesetz, das nach der 
Verfassungsänderung käme und bereits das 
Tiefgefrierverbot von Embryonen aufhe-
ben will, können Tausende von überzähli-
gen Embryonen tiefgefroren werden. Dage-
gen wehrt sich Sylvia Flückiger-Bäni, denn 
«das menschliche Leben ist ein Wunder und 
darf nie als Mittel zum Zweck verkommen».

Nationalrätin Christine Bulliard-Marbach 
kritisiert die PID nicht als Fortschritt, son-
dern bezeichnet sie als das Gegenteil. «Anstatt 
nach neuen Therapien zu forschen, eliminiert 
man einfach allfällig Behinderte oder Kranke.» 
Auch gab sie zu bedenken, dass die PID «nie 
alle bekannten genetischen Defekte gleichzei-
tig testen» könne. 

Nationalrat Christian Lohr warnte vor den 
diskriminierenden Folgen der PID für Men-
schen mit Behinderung. «Wenn wir diesen 
Weg weitergehen, brandmarken wir Menschen 
mit Behinderungen künftig als ‹lebensun-
wert›.» Menschen mit Behinderungen wür-
den so in Zukunft als unerwünschte und ver-
meidbare Risiken und Belastungen betrachtet, 
was schwerwiegende Folgen auf unser gesell-
schaftliches Zusammenleben hätte.  •

Zeit-Fragen: Warum 
sind Sie gegen die 
Ver fassu ngsä n de-
rung? Was würde bei 
einer Annahme des 
Artikels geschehen?
Nationalrätin Bulliard-
Marbach: Ich spre-
che mich ganz deutlich 
dagegen aus, weil ich 
gegen eine Selektion 
bin. Ich bin dagegen, 
dass die Medizin ent-
scheidet, ob ein Leben 

lebenswert ist oder nicht. Da ist meine Über-
zeugung so stark, dass ich nicht möchte, dass 
so etwas geschehen darf. Der Eugenismus darf 
nicht Einzug halten. Es kann nicht sein, dass wir 
Menschen auswählen können, wie ein Kind aus-
sehen soll. Denn auf das läuft es letztlich hinaus.

Was für Ziele verfolgt die Eugenik?
Hier bestimme ich, wie die Gene der wer-
denden Menschen aussehen sollen, das ist 
unethisch. Wir kennen Beispiele aus der Ge-
schichte über solche Denkweisen; das dürfen 
wir auf keinen Fall fördern. 

Was wären die Folgen dieses Verfassungsar-
tikels?
Er öffnet die Türen zur Selektion. Wenn die 
Verfassung das zulässt, kann man davon aus-
gehen, dass solche Dinge auch umgesetzt 
werden, und davor möchte ich dringend war-
nen. Wir dürfen nicht vergessen, wie sich das 
auf junge Paare auswirkt, die diese Untersu-
chungen nicht machen möchten. Sie wären 
einem ungeheuren Druck ausgesetzt. Das be-
trifft vor allem Frauen, die natürlich schwan-
ger werden und all diese Methoden nicht an-
wenden und es der natürlichen Entwicklung 
überlassen möchten. Aus diesem Grund finde 
ich das sehr gefährlich, denn jedes Leben hat 
ein Recht, dass es gelebt werden darf. 

Woran denken Sie dabei?
Wir kennen Beispiele von behinderten Men-
schen, die zum Beispiel unter Trisomie 21 lei-
den. Das sind glückliche Menschen, das sind 

Menschen, die Gefühle haben und auch zeigen, 
die lustig oder auch traurig sein können, genau 
wie alle anderen Menschen auch. In dem Sinn 
bin ich der festen Überzeugung und ganz klar. 

Wie ist das bei Eltern mit erblicher Vorbe-
lastung?
Wenn die Eltern Erbkrankheiten haben, dann 
ist die PID sicher etwas, was man anwenden 
darf. Dagegen sperre ich mich nicht. Hier soll 
der medizinische Fortschritt zur Anwendung 
kommen. Aber man darf nicht um jeden Preis 
Embryonen selektionieren. Wir haben dann 
mehrere dieser Embryonen. Wenn der erste 
nicht passt, nehmen wir den zweiten oder den 
dritten usw. Am Schluss bleibt die Frage, was 
mit den überzähligen Embryonen geschieht.

Wer soll das entscheiden?
Ja, hier kommen die Eltern dann in eine sehr 
schwierige Situation, wenn sie entscheiden 
müssen, was sie damit machen wollen. Wir 
müssen gewisse Entwicklungen der Natur 
überlassen und dürfen nicht eingreifen. Aus 
diesem Grund bin ich ganz klar gegen die 
PID in jedem Falle. PID bei schweren Erb-
krankheiten, wo eine Weitervererbung wahr-
scheinlich ist, da habe ich nichts dagegen. 

Inwieweit besteht bei der Pharmaindustrie 
ein Interesse an dieser Entwicklung?
Das kann man sicher annehmen, dass hier 
ein Interesse besteht. Es geht ums Geschäft, 
und darum geht es hier natürlich auch. Wenn 
es sinnvoll ist, dann kann das Geschäft auch 
stattfinden. Aber für mich ist die ethische 
Frage wichtiger, und die Wirtschaft muss in 
diesem Fall in den Hintergrund treten. Dass 
die Pharmaindustrie ein direktes Interesse 
daran hat, das ist sicher so. Aber das ist nicht 
nur negativ. Wir brauchen auch die Pharma-
industrie für den wissenschaftlichen Fort-
schritt. Es kommt aber immer darauf an, für 
wen und wofür. 

Frau Nationalrätin Bulliard-Marbach, vielen 
Dank für das Gespräch. •

(Interview Thomas Kaiser)

«Der Eugenismus darf nicht Einzug halten»
Interview mit Nationalrätin Christine Bulliard-Marbach, CVP Fribourg

Nationales Komitee gegen PID von «links» bis «rechts»

Christine Bulliard-
Marbach (Bild thk)

stellen muss. Es geht daher nicht nur um die 
Frage der faktischen Machbarkeit, es geht 
auch um die Wirkungen, welche diese ganze 
Diskussion um Human Enhancement, um 
«Verbesserung» des Menschen auf uns sel-
ber hat, auf unsere Einstellung zum Leben 
und dem Menschsein und zu seiner auch 
inskünftig unausweichlichen Unvollkom-
menheit.

Was in dieser ganzen Diskussion kaum 
thematisiert wird, ist auch die Tatsache, dass 
die ganzen Vorstellungen über das mensch-
liche Genom nicht so einfach zu sein schei-
nen, wie man sich das einmal erhoffte. Es 
sind nicht einfach Eigenschaften auf den 
Chromosomensträngen zu finden und ent-
sprechend verfügbar zu machen. Und viel 
zu wenig berücksichtig wird auch, was ver-
schiedene Forscher zum Beispiel aus der 
Perspektive der Epigenetik einbringen: die 
Beobachtung, dass im Zuge des Lebens ein 
stetes Wechselspiel von genetischen Gege-
benheiten mit Einflüssen aus biologischer 
und sozialer Umwelt stattfindet, was viele 
scheinbar sichere Prognosen weit unklarer 
erscheinen lässt.

Aus psychologischer Sicht möchte man 
beifügen: Hier wie vielleicht sonst kaum 
zeigt die Erfahrung, dass jeder Mensch vom 
ersten Lebenstag an als einzigartiges, ein-

maliges Individuum mit seiner sozialen 
Mitwelt in Austausch und Auseinanderset-
zung tritt und sich im Zuge dieses Prozesses 
seine ebenso einmalige, unverwechselbare 
Persönlichkeit bildet. Bei aller grundlegen-
den Gleichartigkeit menschlicher Wesen 
scheitern alle genetischen Vorstellungen 
über Vererbung von Charaktereigenschaften 
und Persönlichkeitsmerkmalen – übrigens 
auch der Intelligenz – an dieser Tatsache. 
Das heisst nicht, dass wir keine Bedingun-
gen ausmachen können, die einer gesunden 
körperlichen, seelisch-geistigen und sozi-
alen Entwicklung dienlich sind. Die Men-
schen ringen darum, seit es sie gibt, und wir 
heutigen profitieren von unzähligen Men-
schen, die zu diesen Erkenntnissen beige-
tragen haben. 

Wir sind nun einmal soziale Lebewe-
sen, die ohne Mitmenschen nicht lebens-
fähig wären und unser Menschsein nur im 
zwischenmenschlichen Bezug voll entfalten 
können. Wir sind nicht einfach eine Samm-
lung von Genen, die optimal nach Wunsch 
ausgewählt werden können und dann zu 
einem Menschen nach Vorstellung werden. 
Wir sind eingebettet im Strom der Mensch-
heitsgeschichte, Teil einer geschichtlichen, 
kulturellen, zwischenmenschlichen Entwick-
lung – hier und heute geboren und gross ge-
worden in einem spezifischen mitmenschli-
chen Umfeld. 

Für die Erklärung vieler Krankheiten und 
Entwicklungen müssten diese Wechselwir-
kungen weit mehr in Betracht gezogen wer-
den. Die blosse Betrachtung vorzufinden-
der genetischer Gegebenheiten hat uns in 
den letzten Jahren den Blick in vielen Berei-
chen gründlich verstellt. Und auch hier noch 
eine Nebenbemerkung: Mit keinem Human 
Genom Project und keinem Human Enhan-
cement lassen sich die Folgen all der Bomben 
und Raketen aus der Welt schaffen, deren ra-
dioaktiver Feinstaub sich in den betroffenen 
Ländern – aber auch bei uns – ausbreitet und 
irgendwann im Leben eines betroffenen Men-
schen zu Genbrüchen und Gendefekten und 
in der Folge zu bösartigen (Mehrfach-)Tu-
moren, Missbildungen und anderen Schäden 
führen können. Man hat die Diskussion über 
diese Zusammenhänge über Jahre und Jahr-
zehnte versucht abzuwürgen. Stellen wird sie 
sich uns eines Tages trotzdem.

Wenn «Human Enhancement» einen Sinn 
haben könnte, dann nicht als «Steigerung» 
des einzelnen im Konkurrenzkampf um 
einen Spitzenplatz, um genetische Selektion 
der «besseren» Gene, sondern als Ringen um 
Einsicht in unsere Natur und Entwicklungs-
richtung für alle Menschen zu mehr Mit-
menschlichkeit, Gerechtigkeit und Frieden 
für alle. Alle Erfahrung zeigt: Es sind nicht 
Konkurrenzkampf und Selektion, sondern 
Austausch und Kooperation, die dem Wett-
bewerb der Vielfalt alle Möglichkeiten öffnen 

und die tragfähigsten und nachhaltigsten Er-
folge zeitigen.  •

«Gedanken zur …» 
Fortsetzung von Seite 1

Die Schweizer Bischöfe sind gegen eine 
Änderung der Bundesverfassung, die die 
Zulassung der Präimplantationsdiagno-
stik (PID) möglich macht.

Das Schweizer Volk stimmt am kom-
menden 14. Juni über eine Änderung 
der Bundesverfassung ab, die den Weg 
für die Zulassung der Präimplantati-
onsdiagnostik (PID) öffnen würde. Die 
Schweizer Bischöfe lehnen diese Verfas-
sungsänderung ab.

Die Ausgangslage ist tragisch: Es 
geht um das Leid eines Paares, das vor-
aussichtlich eine schwere Krankheit 
vererbt. Als Lösung für dieses Problem 
wird die Methode der PID präsentiert. 
Doch schafft diese Methode mehrere 
gravierende Probleme: Mit der PID wird 
nicht die Krankheit behandelt. Diese 
wird umgangen, indem die Embryonen  
als Träger der Krankheit beseitigt  
werden – was man nicht rechtfertigen 
kann!

Zudem benötigt die PID die unbe-
schränkte Produktion von Embryonen, 
damit eine Wahl unter diesen getroffen 
werden kann; was man als «liberale Eu-
genik» bezeichnet.

Ausserdem ist die PID eine Selektions-
technik, bei der man sich das Recht an-

masst zu entscheiden, wer es verdient zu 
leben und wer nicht.

Der menschliche Embryo, der als eine 
Person betrachtet werden muss, erhält 
seinen maximalen Schutz am besten 
durch die aktuell gültige Bestimmung der 
Bundesverfassung, in der es heisst: «Es 
dürfen nur so viele menschliche Eizellen 
ausserhalb des Körpers der Frau zu Em-
bryonen entwickelt werden, als ihr sofort 
eingepflanzt werden können» (Art. 119). 
Wenn dieser Verfassungsartikel dem Vor-
schlag des Parlaments entsprechend ge-
ändert werden würde, hiesse das impli-
zit, dass das Einfrieren der Embryonen 
zugelassen würde. Die Kryokonservie-
rung würde schwerwiegende ethische 
Probleme mit sich bringen, denn sie ver-
letzt unmittelbar die Menschenwürde.

Ein Nein zur Änderung der Bundes-
verfassung und damit zur PID bekräftigt, 
dass in unserem Land die Menschen-
würde eines jeden menschlichen Wesens 
respektiert und bewahrt werden muss.

Die Bischöfe verweisen in diesem Zu-
sammenhang auf das Faltblatt der Kom-
mission für Bioethik der Schweizer Bi-
schofskonferenz.

Quelle: Schweizer Bischofskonferenz  
vom 11.05.2015

Stellungnahme zur Volksabstimmung über die PID

Ja zum Menschen, Nein zur PID
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Ein klares Nein zur Präimplantationsdiagnostik 
von Dr. med. Susanne Lippmann-Rieder

Am 14. Juni 2015 wird das Schweizervolk 
darüber abstimmen, ob Art. 119 der Bun-
desverfassung so geändert werden soll, dass 
künftig Embryonen in einer nicht definier-
ten Zahl ausserhalb des Mutterleibes herge-
stellt werden können, ohne sofort nach deren 
Herstellung eingepflanzt werden zu müssen. 
Diese Verfassungsänderung ist Grundlage 
für die Zulassung der Präimplantationsdia-
gnostik (PID), die derzeit in der Schweiz ver-
boten ist. Die Änderung, die auf den ersten 
Blick unscheinbar wirken mag, ist unscharf 
formuliert und beinhaltet für das Ausfüh-
rungsgesetz von Art. 119, das Fortpflanzungs-
medizingesetz (FMedG), einen grossen Spiel-
raum für die Selektion von «lebenswertem» 
und «lebensunwertem» Leben und die Mög-
lichkeit der schrankenlosen Herstellung von 
Embryonen. Diese gefährliche Entwicklung 
können und müssen wir mit einem Nein am 
14. Juni stoppen!

Geltend:
Art. 119 BV ist Verfassungsgrundlage
– Für künstliche Befruchtung (In vitro Ferti-

lisation, IVF)
– Für das Verbot der Präimplantationsdia-

gnostik
Das Ausführungsgesetz, Fortpflanzungsme-
dizingesetz 
– Regelt die IVF im Detail
– Limitiert die Herstellung auf maximal 

3 Embryonen
– Verbietet die Kryokonservierung (Tiefge-

frieren) von Embryonen

Geplante Verfassungsänderung – 
Art. 119 Abs. 2c und geplante Änderung 

des Fortpflanzungsmedizingesetzes

Im Parlament wurden die Verfassungsände-
rung von Art. 119 Abs. 2c und die Änderung 
des Fortpflanzungsmedizingesetzes gleichzei-
tig behandelt, mit dem Ziel, die Präimplantati-
onsdiagnostik auch in der Schweiz zuzulassen. 
Zu beiden Vorlagen gibt es nur eine Botschaft 
des Bundesrates: «13.051. Botschaft zur Än-
derung der Verfassungsbestimmung zur Fort-
pflanzungsmedizin und Gentechnologie im 
Humanbereich (Art. 119 BV) sowie des Fort-
pflanzungsmedizingesetzes (Präimplantations-
diagnostik) vom 7. Juni 2013.»

Das Parlament verabschiedete am 12. De-
zember 2014 die bundesrätliche Variante der 
Verfassungsänderung. Was die Änderung die-
ses unscheinbaren Halbsatzes bedeutet, füh-
ren wir weiter unten genauer aus.

Bei der Änderung des Fortpflanzungsme-
dizingesetzes (rFMedG) hingegen öffnete 
das Parlament die ursprünglich vom Bundes-
rat gesetzte Schranke: Der Bundesrat wollte 
in seinem Gesetzesentwurf eine Einschrän-
kung für die Präimplantationsdiagnostik für 
erblich vorbelastete Paare; das heisst PID 

nur für Erbkrankheiten (50 bis 100 Paare pro 
Jahr), nicht für Chromosomenstörungen. Und 
er setzte eine Limite für die Herstellung von 
Embryonen ausserhalb des Körpers der Frau: 
3 Embryonen, wenn das Erbgut der Em-
bryonen nicht untersucht wird, 8 Embryonen, 
wenn das Erbgut der Embryonen untersucht 
wird. Das nun vom Parlament verabschiedete 
rFMedG geht weit über die Praxis in unseren 
Nachbarländern hinaus: 
– Es lässt Gentests zur Untersuchung für 

Erbkrankheiten und für Chromosomen-
störungen für alle Paare zu, die eine IVF 
in Anspruch nehmen (heute mehr als 6000 
pro Jahr). 

– Es erhöht die Limite für ausserhalb des 
Körpers hergestellte Embryonen auf 12 
pro Zyklus (eine offene Anzahl nach oben 
wurde noch verworfen).

Das Kryokonservierungsverbot wurde ge-
mäss bundesrätlichem Vorschlag aufgehoben. 

Für die sogenannte Aufbewahrung von Em-
bryonen ist dies unabdingbar.

Das heisst: Künftig könnten grundsätz-
lich alle ausserhalb des Mutterleibes erzeug-
ten Embryonen mit allen technisch zur Ver-
fügung stehenden Gentests im Reagenzglas 
untersucht und selektioniert werden! Und es 
entstünde eine immense Anzahl sogenannt 
überzähliger Embryonen. Wozu?

Die Parlamentsdebatte war gezeichnet 
von einem grossen Einsatz für die Verfas-
sungsänderung und Gesetzesrevision durch 
den zuständigen Präsidenten der Kommis-
sion für Wissenschaft und Bildung des Stän-
derates, Felix Gutzwiller. Für die kontro-
verse Debatte ist es erstaunlich, mit welcher 
Geschwindigkeit dieses «Geschäft» verab-
schiedet worden ist, nämlich nach ¾ Jahren 
und bereits nach dem zweiten Durchgang. 
Was den Ständerat, der als Erstrat gegen eine 
Ausweitung des FMedG votierte, zum Stim-

mungsumschwung bewog, bleibt offen. Si-
cher ist, dass die Kommissionen wiederholt 
Besuche von Befürwortern einer sogenannt 
liberalen Regelung der Fortpflanzungsmedi-
zin hatten und dass auch die Stellungnahme 
der Nationalen Ethikkommission dazu bei-
getragen hat. 

Lehnen Volk und Stände die Verfassungs-
änderung an der Urne ab, so treten die vom 
Parlament bereits verabschiedeten Änderun-
gen des FMedG nicht in Kraft, das heisst, 
dass das Verbot der Präimplantationsdiagno-
stik weiterhin besteht. So erhielten all jene, 
die sich für eine Fortpflanzungsmedizin à la 
«liberale Eugeniker» einsetzen oder dieje-
nigen, die vor allem kommerziellen Nutzen 
ziehen wollen, keine Unterstützung durch die 
Verfassung.

Sollte die Verfassungsänderung aber ange-
nommen werden, wird der Bundesrat das revi-
dierte Fortpflanzungsmedizingesetz (rFMedG) 
in Kraft setzen, wenn nicht das Referendum 
gegen diese Gesetzesänderung ergriffen wird. 
Dass das Referendum ergriffen würde, haben 
verschiedene Organisationen bereits kundge-
tan: Es kann nicht sein, dass wir in unserem 
Land ein Gesetz, das die eugenische Auslese 
und Vernichtung unerwünschter Embryonen 
ermöglichen würde, zulassen! 
Also: Mit einem Nein zur Verfassungsände-
rung von Art. 119 am 14. Juni sagen Sie auch 
nein zu einem der weitestreichenden Fort-
pflanzungsmedizingesetze innerhalb Euro-
pas.  •

Verfassungsänderung geht über den  
ursprünglichen Zweck der sofortigen 

Einpflanzung hinaus
Die Verfassungsänderung geht über den ur-
sprünglichen Zweck, nämlich die Herbeifüh-
rung einer Schwangerschaft mittels sofortiger 
Einpflanzung des Embryos in die Gebärmut-
ter der Mutter, hinaus. Im geltenden Verfas-
sungsartikel ist das Handeln auf die Mutter, 
auf die Frau gerichtet. Im geplanten Artikel 
findet ein Adressatenwechsel statt: Die For-
mulierung ist neu auf das biomedizinische 
Verfahren «medizinisch unterstützte Fort-
pflanzung» gerichtet. Die Mutter, die Frau 
kommt gar nicht mehr vor.

Der Gesetzgeber hätte auch formulieren 
können «als bei ihr für die medizinisch un-
terstützte Fortpflanzung notwendig sind». 
Diese zwei fehlenden Worte zeigen, dass es 
um die Produktion überzähliger Embryonen 
und auch um andere Interessen gehen kann.

Unscharfe Formulierung

Die Verfassung klärt nicht, was unter «medi-
zinisch unterstützter Fortpflanzung» zu ver-
stehen ist. 

Der Gesetzgeber hätte auch formulie-
ren können «als für die Herbeiführung einer 
Schwangerschaft notwendig sind». 

Mit dieser weiten Formulierung wird die 
Entscheidung über die Anzahl der erzeugten 
Embryonen der Fortpflanzungsmedizin, re-
spektive dem Fortpflanzungsmedizingesetz 
überlassen. Auch würden Tür und Tor geöff-
net für die Zulassung weiterer, künftig denk-
barer Fortpflanzungsverfahren, und zwar al-
lein über Änderungen auf der Gesetzesebene. 

Ungeklärter Embryonenschutz:  
Verfassungsänderung  

ist ein Widerspruch in sich

Durch die Verfassungsänderung ist die Aus-
wahl von Embryonen mit «erwünschtem» und 
die Aussonderung von Embryonen mit «uner-
wünschtem» Erbgut möglich. Die einen würden 
eingepflanzt, andere würden vernichtet und un-
zählige würden durch die Kryokonservierung 
einem ungewissen Schicksal überlassen. 

Die Verfassungsänderung untergräbt den 
Verfassungsschutz (BV Art. 119 Abs. 1): 
«Der Mensch ist vor Missbräuchen der Fort-
pflanzungsmedizin und der Gentechnologie 
geschützt» und ist ein Widerspruch in sich 
selbst. 

Die Rechtsordnung und die Medizin sollen 
aber auf die Heilung kranker Menschen in-
klusive kranker Embryos zielen und nicht auf 
deren Beseitigung. Nur eine solche Rechts-
ordnung erlaubt es, das begrenzte Wissen der 

Menschen bestmöglich zu nutzen, um den 
Menschen zu helfen, ein erfülltes Leben füh-
ren zu können.

Paradigmenwechsel: Herstellung von  
sogenannt «überzähligen» Embryonen 

Die neue Möglichkeit, so viele Embryonen 
zu entwickeln, wie für die medizinisch un-
terstützte Fortpflanzung nötig sind, würde zu 
einer grundlegenden Änderung im Umgang 
mit dem beginnenden menschlichen Leben 
führen. Die Verfassungsänderung erlaubt die 
schrankenlose Herstellung überzähliger Em-
bryonen! Und diese «dürfte man» selektio-
nieren, tiefgefrieren, der Forschung zuführen. 
Und: Von allen Getesteten wäre das Genom 
bekannt.

Diese Verfassungsänderung ist ein Para-
digmenwechsel und öffnet der Eugenik Tür 
und Tor! Menschliches Leben darf nicht in 
lebenswert oder lebensunwert unterschieden 
werden. Wo soll die Grenze sein, und wer be-
stimmt diese?

Recht auf Leben –  
ein unumstössliches Menschenrecht

Wir Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 
sind dazu aufgerufen, der Wahnvorstellung, 
dass der Mensch eine Gesellschaft ohne Be-
hinderungen und Krankheiten planen könne 
– der Ideologie der Eugenik – eine deutli-
che Absage zu erteilen. Eine solche Gesin-
nung verstösst gegen das grundlegendste aller 
Menschenrechte, das Recht auf Leben. Sie 
entspringt der Ideologie der Eugenik.

Schritt auf die schiefe Ebene  
ist bereits erfolgt

Tatsache und Kernpunkt ist, dass es auch in 
unserem Land Exponenten gibt, die sich für 
eine schrankenlose Fortpflanzungsmedizin 
einsetzen und dieses Ziel mit Salamitaktik 
verfolgen. Ein erstes Ziel haben diese Expo-
nenten im Parlament mit der immensen Aus-
weitung des Fortpflanzungsmedizingesetzes 
«gewonnen». Die verabschiedete Ausweitung 
geht weit über die Praxis in unseren Nachbar-
ländern hinaus und wird selbst von der Mehr-
heit der Mitglieder der zuständigen Kom-
mission, der Nationalen Ethikkommission, 
nicht vorgeschlagen. Auch Bundesrat Berset 
warnte im Parlament noch vor der Möglich-
keit der eugenischen Auslese. So erklärte er: 

Im Nationalrat: «(…) weil sich als Kon-
sequenz dieser beträchtlichen Ausweitung 
selbstverständlich die Frage der Selektion 
und – über das Screening – einer gewissen 
Tendenz zur eugenischen Auslese stellt.»1 

Im Ständerat: «Es handelt sich also um 
eine aktive Auswahl, eine Selektion, die es 
uns tatsächlich erlaubt, in der Debatte den 
Begriff ‹Eugenik› zu verwenden, wie uns 
Herr Bieri in Erinnerung gerufen hat; wir 
können dies nicht mit einer Handbewegung 
vom Tisch wischen.»2 

Technisch ist eine Erweiterung der An-
wendungsbereiche möglich. Es besteht die 
grosse Gefahr, dass alles technisch Machbare 
zukünftig, zunächst wahrscheinlich schritt-
weise, auch eingesetzt wird. Dafür notwen-
dige Gesetzesänderungen könnten auf Parla-
mentsebene durchgezogen werden. Bei jeder 
Änderung, die in Salamitaktik käme, ein Re-
ferendum zu bestreiten, dürfte allerdings er-
müdend wirken. 

Professor Maio, Medizinethiker, warnte 
in seinem Lehrbuch «Ethik in der Medizin» 
genau vor diesem Schritt – den unser Parla-
ment bereits vollzogen hat. 

Weitere Liberalisierungsbestrebungen  
in der Warteschlaufe

Weitere gesetzliche Liberalisierungsbestre-
bungen sind jetzt schon Gegenstand der öf-
fentlichen Diskussion. So spricht sich die 
Nationale Ethikkommission im Bereich Hu-
manmedizin bereits heute mehrheitlich für 
die Eizellspende, die Embryonenspende, die 
Leihmutterschaft oder die Aufhebung einer 
Höchstzahl von Embryonen, die entwickelt 
werden dürfen, aus. Im Parlament wurde 
sogar ein Antrag zur Schaffung von «Retter-
babys» diskutiert, fand allerdings gegenwär-
tig noch keine Mehrheit. Dass dieser nach 

Argumente gegen die Verfassungsänderung

Fortsetzung auf Seite 4

Via Homepage vom Nationalen Komitee «NEIN zur PID», www.nein-zur-pid.ch,  
können Sie Flyer und Plakate bestellen, einem der kantonalen Komitees oder  

auch dem Ärztekomitee «NEIN zur PID» beitreten!

slr. Als Ärztin warne ich vor der Anwen-
dung von Gentests, sei es für angehende 
Eltern, interessierte Einzelpersonen oder 
auch für Ungeborene: Die Fehlerquote 
von sogenannten falsch  positiven als auch 
falsch negativen Resultaten ist da. Und 
die Tests nähren beim Menschen die irre-
führende Vorstellung, alles in der Hand zu 
haben. In Grossbritannien beispielsweise 
stehen sogenannte Untersuchungskits zur 
Verfügung, zur Suche von 250 oder gar 
448 Krankheiten. Welche davon sollen 
nun eine Aussonderung «rechtfertigen»? 
Und die Liste wächst und wächst.

Was ist Präimplantations
diagnostik?

Präimplantationsdiagnostik (PID) ist die 
genetische Untersuchung eines durch 
künstliche Befruchtung entstandenen 
Embryos vor der Einpflanzung in die Ge-
bärmutter. Dabei werden jedem Embryo 
im 6–8 Zellstadium 1–2 Zellen entnom-
men, die dann im Labor untersucht wer-
den. So kann festgestellt werden, ob der 
Embryo eine Erbkrankheit oder eine Ver-
änderung der Chromosomen aufweist. 
Auch die Auswahl des Geschlechts oder 
anderer erblicher Eigenschaften des Kin-
des sind dadurch möglich. PID kann auch 
zur Erzeugung eines sogenannten «Ret-
terbabys» eingesetzt werden, das als ge-
netisch kompatibler Spender von Stamm-
zellen für ein erkranktes Geschwisterkind 
geeignet ist.

Bundesverfassung Artikel 119 Abs. 2c

Bisher: «[…] es dürfen nur so viele 
menschliche Eizellen ausserhalb des Kör-
pers der Frau zu Embryonen entwickelt 
werden, als ihr sofort eingepflanzt wer-
den können».

Geplante Verfassungsänderung: «[…] es 
dürfen nur so viele menschliche Eizellen 
ausserhalb des Körpers der Frau zu Em-
bryonen entwickelt werden, als für die 
medizinisch unterstützte Fortpflanzung 
notwendig sind».

Was ist Eugenik? 

Die Ideologie der Verbesserung der Erb-
anlagen in der menschlichen Bevölkerung 
durch Auslese vermeintlich gesunder und 
hochwertiger Menschen.

http://www.nein-zur-pid.ch
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Bei der Volksabstimmung zu Artikel 119 der 
Bundesverfassung geht es lediglich um sie-
ben Wörter in einem unscheinbaren Halb-
satz von Absatz 2, Buchstabe c, Satz 3. 
Darin wird festgelegt, wie viele Embryos 
künstlich hergestellt werden dürfen. Heute 
gilt: Es dürfen so viele Embryonen ausser-
halb des Leibes der Mutter erzeugt werden, 
«als ihr sofort eingepflanzt werden kön-
nen». Neu soll dieser Satzteil lauten: «als 
für die medizinische unterstützte Fortpflan-
zung notwendig sind». Die Revision von Ar-
tikel 119 BV bildet die Voraussetzung für die 
Aufhebung des Verbots der Präimplanta-
tionsdiagnostik (PID) im Fortpflanzungs-
medizingesetz. 

Der Gesetzgeber möchte Eltern mit einer erb-
lichen Vorbelastung eine genetische Abklä-
rung im Rahmen der künstlichen Befruch-
tung ermöglichen. Der Kirchenbund kann 
dieses Anliegen nachvollziehen. Die gene-
tisch begründete Selektion von Embryonen 
stösst jedoch in den hoch sensiblen und pro-
blematischen Bereich der Eugenik vor, das 
heisst der künstlichen Selektion und Kon-

trolle der menschlichen Fortpflanzung. Des-
halb muss eine klare und strikte rechtliche 
Regelung geschaffen werden. Die vorgelegte 
Revision erfüllt diese Bedingung nicht. Des-
halb lehnt der Kirchenbund die Verfassungs-
änderung ab. 

Der Kirchenbund begründet seine Zurück-
weisung wie folgt: 

1. Problematische Zweckänderung: Nach 
derzeit geltendem Recht dürfen nur so viele 
Embryonen aus den Eizellen einer Frau her-
gestellt werden, als «ihr» auch eingepflanzt 
werden. Der geänderte Verfassungsartikel hat 
nicht mehr die Frau im Blick, sondern ledig-
lich die dafür notwendigen medizinischen 
Massnahmen. Mit dem Adressatenwechsel 
wird ausschliesslich auf die Biomedizin und 
ihre Interessen fokussiert. Der eigentliche 
Zweck, die Ermöglichung einer Schwanger-
schaft, wird nicht mehr erwähnt. 

2. Rückzug des Gesetzgebers: Mit der Revi-
sion von Art. 119 BV wird die Entscheidung 
über die Anzahl der erzeugten Embryos allein 
der Fortpflanzungsmedizin überlassen. Der Ge-
setzgeber verzichtet faktisch auf eine rechtliche 
Limitierung der PID und eröffnet der Fortpflan-

zungsmedizin ein neues Praxisfeld, aus dem er 
sich zugleich selbst zurückzieht. Überzählige 
Embryonen könnten zukünftig – weil sie schon 
da sind – auch für die Forschung oder als soge-
nannte «Retterbabys» verwendet werden. 

3. Ungeklärter Embryonenschutz: Die gen-
technologischen Entwicklungen bewogen den 
Gesetzgeber, einen Artikel zur «Würde der 
Kreatur» (Art. 120 BV) in die Verfassung auf-
zunehmen. Gibt es analog einen Würdeschutz 
für menschliche Embryonen? Die heutige Fas-
sung von Art. 119 BV beinhaltet zwar nicht 
ausdrücklich, aber der Sache nach einen sol-
chen Schutz. Er würde aber mit der Annahme 
der vorgeschlagenen Änderung hinfällig. Des-
halb fordert der Kirchenbund einen Artikel, 
der die Würde des Embryos explizit unter den 
Schutz der Bundesverfassung stellt. 

4. Von der Ausnahme zur Regel: Das 
menschliche Leben – ob geboren oder unge-
boren – muss geschützt werden. Die Embryo-
selektion kollidiert mit der grundsätzlichen 
Pflicht, menschliches Leben zu schützen. 
Deshalb kommt PID nur als Ausnahme zum 
grundsätzlichen Lebensschutz in Frage und 
nicht als frei wählbare Alternative dazu. Zu-
gleich ist eine ethische Beratung vor dem 
Entscheid zur PID notwendig. Denn der Ent-
schluss, PID anzuwenden, schliesst das Ja 
zur Embryonenselektion bereits mit ein. Die 
Konsequenzen und Zumutungen des Gewis-
sensentscheids müssen deshalb vor dem Ent-
schluss für eine PID geklärt und abgewogen 

werden. Die Gefahr, dass Ausnahmen zur 
selbstverständlichen Regel werden, ist ge-
rade im Rahmen der neuen Biotechnologien 
gross. Ihr entgegenzuwirken, ist eine Auf-
gabe für die ganze Gesellschaft. 

5. Die Vorgabe von Gottes Ja zu jedem 
Menschen: Entscheidungsfreiheit ist ein 
hohes Gut, das die Bereitschaft voraussetzt, 
Verantwortung zu übernehmen. Wie viel 
Verantwortung sollte Menschen zugemutet 
werden, und wann wird diese zur unerträg-
lichen Last? Sollte die Wahl menschlichen 
Lebens wirklich zu einer Alltagsentschei-
dung werden? Die Bibel weiss um die Ge-
fahren menschlicher Überforderung und hat 
deshalb die Geschichte von Gottes Ja zu 
jedem Menschen prominent an den Anfang 
gestellt: Jeder Mensch ist das von Gott ge-
wollte Geschöpf. Weil für den Schöpfer kein 
Leben verwerflich (1. Tim 4:4) ist, muss kein 
menschliches Leben überprüft und aussor-
tiert werden. Diese Grundentscheidung zum 
Leben muss sich in gesellschaftlichen Bedin-
gungen widerspiegeln, in denen jedes Kind 
willkommen ist und Eltern allen Rückhalt 
und jeden nur möglichen Grund erhalten, um 
ihr Kind freudig und auch mutig annehmen 
zu können.  •
Eine ausführliche 12-seitige Stellungnahme des SEK 
findet sich bei www.kirchenbund.ch unter Publika-
tionen. Schweizerischer Evangelischer Kirchenbund 
 Sulgenauweg 26, CH-3000 Bern, Tel. 031-3702525, 
 e-Mail: info@sek.ch

Kinder wählt man sich nicht aus 
Stellungnahme des Kirchenbundes zur Verfassungsrevision von Artikel 119 Bundesverfassung 

Von der Ausnahmesituation  
zur Regelselektion

Irreführenderweise wird häufig ver-
sucht, die PID mit der Pränataldiagnostik 
gleichzusetzen. Doch die Begründung, 
dass mit beiden Methoden die gleichen 
Krankheiten oder chromosomalen Ver-
änderungen festgestellt werden kön-
nen, greift zu kurz. Bei der Pränataldia-
gnostik haben die werdenden Eltern, vor 
allem die schwangere Frau, zu entschei-
den, ob der Embryo in der Gebärmutter 
der Frau ausgetragen werden und leben 
soll. Sie wählen nicht den «besten» Em-
bryo aus mehreren aus. Sie stehen vor 
der Frage, ob sie das eine Kind behalten 
wollen und sich für ein Leben mit einem 
behinderten Kind entscheiden können. 
Für die PID dagegen wird künstlich eine 
Auswahl an Embryonen hergestellt, das 
Paar bzw. medizinisches Personal trifft 
die Entscheidung, welcher Embryo auf 
Grund seiner genetischen Disposition 
eingepflanzt werden soll.

Wenig bekannte Fakten

Als Motiv für die Einführung der PID 
wird hauptsächlich angeführt, Paaren 
mit Fertilitätsproblemen helfen zu wol-

len. Medizinische Studien belegen je-
doch, dass die PID die Chance auf eine 
Schwangerschaft bei künstlicher Be-
fruchtung nicht erhöht (vgl. Harper u. a. 
2010). Auch belasten die Hormonstimu-
lationen den Körper einer Frau erheb-
lich, da bis zu 12 Eizellen und mehr für 
die PID benötigt werden. Die Möglich-
keit der PID zusammen mit dem «Social 
Egg Freezing» weckt bei vielen Frauen 
falsche Erwartungen auf eine problem-
lose Mutterschaft in fortgeschrittenem 
Alter (vgl. insieme 2014 a). Zu beach-
ten ist weiter, dass die Einführung der 
PID auch ökonomisch sehr grosse Vor-
teile bringen wird. In Österreich1 und in 
Italien ist die PID noch gänzlich verbo-
ten, in Frankreich und in Deutschland  
ist sie restriktiv geregelt. Mit einer libera-
len Gesetzes lösung wird die Schweiz als 
Behandlungsort für unfruchtbare Paare 
aus umliegenden Ländern attraktiv. […]

http://insieme.ch/wp-content/
uploads/2015/04/Präimplantationsdiagno-
stik_wo-setzen-wir-die-Grenzen_vhn.pdf

1 unterdessen Zulassung für erbkranke 
Paare, Anm. d. Red.

Wo setzen wir die Grenzen? 
Das medizinisch Machbare stellt die Gesellschaft  

als ganze vor grundsätzliche ethische Fragen 
von Christa Schönbächler und Stefanie Dadier, insieme Schweiz, Bern (Auszug) 

Medienmitteilung des Nationalen Komitees «NEIN zur PID»

Nutzen der PID für kinderlose Paare 
wissenschaftlich nicht erwiesen

Die Schweiz stimmt am 14. Juni über die Ein-
führung der Präimplantationsdiagnostik (PID) 
ab. Damit wären genetische Tests an Em-
bryonen erlaubt. 

Im Abstimmungskampf um die Entscheidung 
zur Einführung der Präimplantationsdiagno-
stik (PID) am 14. Juni wirbt der Zürcher Re-
produktionsmediziner Bruno Imthurn für die 
PID als erfolgreich etablierte Methode, um 
Unfruchtbarkeit vor allem bei älteren Paaren 
zu überwinden – mit geschätzten 700 jährli-
chen Behandlungen das Hauptanwendungsge-
biet der PID in der Schweiz. Nach heutigem 
Stand der Wissenschaft sind diese Behaup-
tungen so nicht haltbar.

Verschiedene europäische Studien be-
legen, dass die Erfolgsaussichten bei einer 
künstlichen Befruchtung signifikant niedri-
ger ausfallen, wenn Embryonen vorab mit-
tels PID genetisch untersucht wurden.1 Bei 
der Chromosomen-Untersuchung im Rah-
men der PID müssen dem Embryo eine oder 
mehrere Zellen entnommen werden. Dabei 
werden zwei von fünf Embryonen derart 
verletzt, dass sie sich anschliessend nicht 
mehr erfolgreich in der Gebärmutter ein-
nisten können: Die Erfolgsrate der künst-
lichen Befruchtung (In-vitro-Fertilisation) 
sinkt damit sogar deutlich. Die Europaen 
Society of Human Reproduction (ESHRE), 
die wichtigste europäische Dachorganisa-
tion der Fortpflanzungsmediziner, bestätigte 
auf Anfrage Ende April 2015: «Der positive 
Effekt der PID mit Aneuploidie-Screening 
ist noch nicht bewiesen». Die Studien mit 
randomisierten Kontrollgruppen (bei Zel-
lentnahme am dritten Tag und der FISHUn-
tersuchungstechnik) würden bis jetzt keinen 
positiven Effekt für die Patientinnen bewei-
sen.

PID-Zentren selbst, wie zum Beispiel 
das PID Zentrum Lübeck am Universi-
tären Kinderwunschzentrum des Schles-
wig-Holsteinischen Universitätsklinikums, 
raten auf Basis verschiedener internatio-
naler Studien2 davon ab, diese Untersu-
chungsmethode überhaupt anzuwenden: 
«Ein Nachweis eines positiven Effekts des 
Aneuploidiescreenings an Blastomeren des 
Embryos konnte bisher nicht nur nicht ge-
zeigt werden, sondern in den vorliegenden 
Studien hat sich das Aneuploidiescreening 
sogar als negativ für den Behandlungserfolg 
dargestellt.»3

Das Nationale Komitee «NEIN zur PID» 
fordert daher: Eine Untersuchungsmethode 
wie die PID mit Aneuploidie-Screening, die 
offenbar auf einer derart ungesicherten wis-
senschaftlichen Faktenlage basiert, darf in 
der Schweiz nicht eingeführt werden. Es ist 
zudem unehrlich und unethisch gegenüber 
kinderlosen Paaren mit solchen unerfüllba-
ren Hoffnungen hausieren zu gehen. •
Quelle: www.nein-zur-pid.ch Bern, 14. Mai 2015

1 Harton G., Braude P., Lashwood A., Schmutzler A., 
TraegerSynodinos J., Wilton L., Harper J.C: ESHRE 
PGD consortium best practice guidelines for organi-
zation of a PGD centre for PGD/preimplantation ge-
netic screening. Hum Reprod 26 (2011) 14–24, Zitat: 
«Current evidence suggests that PGS at cleavage 
stages is ineffective, but whether PGS at the blasto-
cyst stage or on polar bodies might show improved 
delivery rates is still unclear». Scott KL, Hong KH, 
Scott RT Jr., Selecting the optimal time to perform 
biopsy for preimplantation genetic testing. Fertil Ste-
ril 100 (2013) 608–614, Zitat: «Two of every five that 
have day-3 blastomere biopsy will be harmed to a 
sufficient extent to yield them incapable of implan-
ting and progressing to term».

2 www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/19629673
3 www.pid-luebeck.de/Einsatz+der+PID/ 

Aneuploidiescreening.html

einer allfälligen Zulassung der PID wieder 
eingebracht wird, ist nur eine Frage der Zeit.

Ein Blick ins Ausland zeigt, was sonst 
noch alles möglich ist: In den USA und in 
Grossbritannien ist die Herstellung von De-
signer-Babys möglich: Auswahl von Samen- 
und Eizellen nach Geschlecht, Haar- und Au-
genfarbe oder spezifischen körperlichen oder 
charakterlichen Eigenschaften. Den Frauen 
wird durch «Social Egg Freezing» die er-
folgreiche Karriere versprochen. Für die PID 
stehen uneingeschränkt genetische Tests zur 
Verfügung. Kürzlich wurde in England das 
erste «Drei-Eltern-Baby» geboren. 

Letzte Woche wurde die Nachricht veröf-
fentlicht, dass chinesische Forscher ein Gen 
im Erbgut menschlicher Embryonen verändert 
haben. Ein Vorgang, der in der Schweiz auf 
Verfassungsebene verboten ist und der das Ri-

siko in sich birgt, dass gefährliche Mutationen 
entstehen. Wie lange wird es in der Schweiz 
gehen, bis die bestehende vom Menschenrecht 
gesetzte Grenze überschritten wird? 

Wer profitiert von dieser harmlos 
 klingenden Verfassungsänderung? 

Kommerzielle Interessen von seiten der Phar-
maindustrie, der Stammzellenforschung, der 
Gentesthersteller und auch der Fortpflan-
zungseinrichtungen können nicht von der 
Hand gewiesen werden. 

Ein solches Gesetz dient auch jenen kran-
ken Gehirnen, die für eine genetische Verbes-
serung der Kinder plädieren und dies unter 
dem Vorzeichen tun, sie wollten «nur das 
Beste für den Nachwuchs».3 •
1 Amtliches Bulletin, Nationalrat, 3.6.2014, S. 29
2 Amtliches Bulletin, Ständerat, 8.9.2014, S. 10
3 Nur das Beste für den Nachwuchs, Markus Hof-

mann, Neue Zürcher Zeitung, 17. April 2015
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